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Rostra AG 
 

Düsseldorf 
 

ISIN DE000A3MQRK6 / WKN A3MQRK 
ISIN DE000A0N3UD5 / WKN A0N3UD 

 
Hiermit laden wir unsere Aktionärinnen und Aktionäre zu der 

 
am 24. August 2026, 13:00 Uhr, im Sky Office, Kennedydamm 24, 40476 Düsseldorf 

 
 

stattfindenden 
 

ordentlichen Hauptversammlung 
der Rostra AG („Gesellschaft“) ein. 

 
I. Tagesordnung 

1. Vorlage des festgestellten Jahresabschlusses, des vom Aufsichtsrat gebilligten 
Konzernabschlusses, des zusammengefassten Lageberichts der Rostra AG und 
des Konzerns für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 31. Dezember 2025, 
sowie des Berichts des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 
bis 31. Dezember 2025 und des erläuternden Berichts des Vorstands zu den An-
gaben nach § 289a, § 315a HGB 

Der geprüfte Jahres- und Konzernabschluss wurde durch den Aufsichtsrat gebilligt. Der Jah-
resabschluss ist damit festgestellt. Ein Beschluss der Hauptversammlung ist somit gemäß 
§ 172 AktG nicht erforderlich.  
 

2. Beschlussfassung über die Entlastung des Vorstands für das Geschäftsjahr 2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 31. De-
zember 2025 amtierenden Mitgliedern des Vorstands für diesen Zeitraum Entlastung zu ertei-
len. 
 

3. Beschlussfassung über die Entlastung des Aufsichtsrats für das Geschäftsjahr 
2025 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den im Geschäftsjahr vom 1. Januar 2025 bis 31. De-
zember 2025 amtierenden Mitgliedern des Aufsichtsrats für diesen Zeitraum Entlastung zu 
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erteilen. 
 

4. Wahl des Abschlussprüfers und des Konzernabschlussprüfers für das Geschäfts-
jahr 2026 

Der Aufsichtsrat schlägt vor, die MSW GmbH Wirtschaftsprüfungsgesellschaft Steuerbera-
tungsgesellschaft, Berlin, zum Abschlussprüfer und Konzernabschlussprüfer der Gesellschaft 
für das Geschäftsjahr vom 1. Januar 2026 bis 31. Dezember 2026 sowie zum Prüfer für die 
etwaige prüferische Durchsicht von Zwischenfinanzberichten für das Geschäftsjahr vom 1. Ja-
nuar 2026 bis 31. Dezember 2026 zu wählen. 
 

5. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungsberichts für das Geschäfts-
jahr 2025 

Vorstand und Aufsichtsrat haben den Vergütungsbericht für das Geschäftsjahr 2025 unter 
Berücksichtigung der Vorgaben nach § 162 AktG erstellt und beschlossen. Der Vergütungs-
bericht ist vom Abschlussprüfer geprüft worden und am 28. April 2026 mit einem Prüfver-
merk gemäß § 162 Abs. 3 Satz 3 AktG versehen worden.  
 
Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor, den nach § 162 AktG erstellten und geprüften Ver-
gütungsbericht für das Geschäftsjahr 2025, über den der Vorstand und der Aufsichtsrat je-
weils am 28. April 2026 beschlossen haben, zu billigen. 
 
Der Vergütungsbericht ist auf der Website der Gesellschaft in der Rubrik „Investor Relati-
ons“ unter „Finanzberichte“ verfügbar. 
 

6. Beschlussfassung über die Billigung des Vergütungssystems für die Vorstands-
mitglieder 

Nach § 120a Abs. 1 AktG ist bei börsennotierten Gesellschaften jede wesentliche Änderung 
des Vergütungssystems für die Vorstandsmitglieder der Hauptversammlung zur Billigung 
vorzulegen. Der Aufsichtsrat der Gesellschaft hat am 9. Juli 2026 eine Änderung des zuletzt 
mit Beschluss der Hauptversammlung vom 10. Juli 2024 gebilligten Vergütungssystems für 
die Vorstandsmitglieder beschlossen. 
 
Das geänderte Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder ist gemäß § 124a Satz 1 Nr. 4 
AktG über die Internetseite der Gesellschaft unter 
 

https://rostra.ag/de/general-meetings-de 
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zugänglich. 
 
Der Aufsichtsrat schlägt vor, folgenden Beschluss zu fassen: 
 
Die Hauptversammlung billigt gemäß § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG das nachfolgend darge-
stellte und vom Aufsichtsrat vorgelegte Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder. 
 

A. Grundlagen und Zielsetzung 

Das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder zielt darauf ab, die Vorstandsmitglie-
der entsprechend ihrem Aufgaben- und Verantwortungsbereich angemessen zu vergüten 
und die Leistung eines jeden Vorstandsmitglieds sowie den Erfolg des Unternehmens 
unmittelbar zu berücksichtigen. Die Struktur des Vergütungssystems für die Vorstands-
mitglieder der Rostra AG zielt auf eine nachhaltige Steigerung des Unternehmenswertes 
und eine erfolgsorientierte Unternehmensführung ab. 

 

B. Verfahren 

Der Aufsichtsrat setzt das Vergütungssystem für die Vorstandsmitglieder in Einklang mit 
den gesetzlichen Vorgaben in §§ 87 Abs. 1, 87a Abs. 1 AktG fest. Bei Bedarf kann der 
Aufsichtsrat externe Berater hinzuziehen, die von Zeit zu Zeit gewechselt werden. Bei 
deren Mandatierung wird auf ihre Unabhängigkeit geachtet. Die geltenden Regelungen 
des Aktiengesetzes zur Behandlung von Interessenkonflikten im Aufsichtsrat werden 
auch beim Verfahren zur Fest- und Umsetzung sowie zur Überprüfung des Vergütungs-
systems beachtet. Sollte ein Interessenkonflikt bei der Fest- und Umsetzung sowie der 
Überprüfung des Vergütungssystems auftreten, wird der Aufsichtsrat diesen ebenso be-
handeln wie andere Interessenkonflikte in der Person eines Aufsichtsratsmitglieds, so-
dass das betreffende Aufsichtsratsmitglied an der Beschlussfassung oder, im Falle eines 
schwereren Interessenkonflikts, auch an der Beratung nicht teilnehmen wird. Sollte es 
zu einem dauerhaften und unlösbaren Interessenkonflikt kommen, wird das betreffende 
Aufsichtsratsmitglied sein Amt niederlegen. Dabei wird durch eine frühzeitige Offenle-
gung etwaiger Interessenkonflikte sichergestellt, dass die Entscheidungen vom Auf-
sichtsrat nicht durch sachwidrige Erwägungen beeinflusst werden. 

Das vom Aufsichtsrat beschlossene Vergütungssystem wird der Hauptversammlung zur 
Billigung vorgelegt. Billigt die Hauptversammlung das jeweils zur Abstimmung gestellte 
Vergütungssystem nicht, wird nach § 120a Abs. 3 AktG spätestens in der darauffolgen-
den ordentlichen Hauptversammlung ein überprüftes Vergütungssystem zum Beschluss 
vorgelegt.  

Das Vergütungssystem wird durch den Aufsichtsrat regelmäßig überprüft. Bei jeder we-
sentlichen Änderung des Vergütungssystems, mindestens jedoch alle vier Jahre, wird 
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das Vergütungssystem nach § 120a Abs. 1 Satz 1 AktG der Hauptversammlung zur Bil-
ligung vorgelegt. 

Das vorliegende Vergütungssystem gilt für die Vergütung aller Vorstandsmitglieder der 
Rostra AG ab dem 25. August 2026. 

 

C. Erläuterungen zur Festlegung der konkreten Ziel-Gesamtvergütung 

Der Aufsichtsrat kann im Einklang mit dem Vergütungssystem jeweils für das bevorste-
hende Geschäftsjahr die Höhe der Ziel-Gesamtvergütung für jedes Vorstandsmitglied 
festlegen. Richtschnur hierfür ist gemäß § 87 Abs. 1 S. 1 AktG, dass die jeweilige Vergü-
tung in einem angemessenen Verhältnis zu den Aufgaben und Leistungen des jeweiligen 
Vorstandsmitglieds sowie zur Lage der Rostra AG steht, die übliche Vergütung nicht ohne 
besondere Gründe übersteigt und auf eine langfristige und nachhaltige Entwicklung der 
Rostra AG ausgerichtet ist. Zu diesem Zweck werden sowohl externe als auch interne 
Vergleichsbetrachtungen angestellt. 

Bei der Beurteilung wird sowohl die Vergütungsstruktur als auch die Höhe der Vergütung 
der Vorstandsmitglieder insbesondere im Vergleich zum externen Markt (horizontale An-
gemessenheit) sowie zu den sonstigen Vergütungen im Unternehmen (vertikale Ange-
messenheit) gewürdigt. Für den externen Vergleich werden hierbei Peer Groups heran-
gezogen, die aus vergleichbaren Unternehmen im Geschäftsfeld Beteiligungsunterneh-
men zusammengestellt sind.  

Bei der vertikalen Angemessenheit wird unternehmensintern die Relation der Vergütung 
der Vorstandsmitglieder zur durchschnittlichen Vergütung der ersten Konzernebene so-
wie zur Vergütung der Gesamtbelegschaft ermittelt und diese Relation mit der zuvor ge-
nannten Peer Group verglichen und auf Marktangemessenheit geprüft, wobei auch die 
zeitliche Entwicklung der Vergütung berücksichtigt wird. Der Aufsichtsrat legt fest, wie 
der obere Führungskreis und die relevante Belegschaft abzugrenzen sind und wie die 
Vergütung im Vergleich dazu beurteilt wird. 

 

D. Bestandteile des Vergütungssystems 

Die Vergütung des Vorstandsmitglieds besteht aus einer festen, in 12 monatlichen Raten 
zahlbaren Grundvergütung in Höhe von bis zu EUR 240.000,00 p.a., welche die Aufga-
ben und Leistungen der Vorstandsmitglieder berücksichtigt. Aktuell ist keine erfolgsab-
hängige variable Vergütungskomponente vorhanden, kann jedoch vereinbart werden.  

Sachbezüge und sonstige Nebenleistungen sind in der erfolgsunabhängigen Festvergü-
tung enthalten. 

Für den Fall, dass keine erfolgsabhängigen variablen Vergütungskomponenten verein-
bart werden, besteht die Vergütung des Vorstandsmitgliedes zu 100% aus erfolgsunab-
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hängigen Komponenten (Festvergütung sowie Sachbezüge und Nebenleistungen). Für 
den Fall, dass erfolgsabhängige variable Vergütungskomponenten vereinbart werden, 
soll sich die relative Verteilung zwischen festen und variablen Vergütungsbestandteilen 
an nachfolgender Vorgabe orientieren:  

- Feste Vergütungsbestandteile (Festvergütung sowie Sachbezüge und Ne-
benleistungen): 66 2/3% 

- Variable Vergütungsbestandteile (Bonus): 33 1/3% 
 

Die einzelnen Vergütungskomponenten setzen sich wie folgt zusammen:  

1. Erfolgsunabhängige Komponenten 

1.1. Jahresfestgehalt 

Das Jahresfestgehalt ist eine auf das jeweilige Geschäftsjahr bezogene Barvergü-
tung, die sich insbesondere an dem Verantwortungsumfang des jeweiligen Vor-
standsmitglieds orientiert. Das individuell festgelegte Fixeinkommen wird in zwölf 
gleichen Teilen ausgezahlt. 

1.2. Sachbezüge und sonstige Nebenleistungen 

Sachbezüge und sonstige Nebenleistungen können insbesondere Sachleistungen 
wie Dienstwagen, die Zur-Verfügung-Stellung von Telekommunikationsmitteln, den 
Ersatz von Dienstreisekosten, einen an den Arbeitgeberbeiträgen zur Sozialversi-
cherung orientierten Zuschuss zur privaten Kranken- und Pflegeversicherung sowie 
die Fortzahlung der Bezüge bei Krankheit, Unfall und Tod enthalten. 

1.3. Betriebliche Altersversorgung 

Diese ist derzeit nicht vorgesehen. 

2. Erfolgsabhängige Vergütungskomponenten (Bonus) 

Die Ziele für die Gewährung des Bonus sollen sich vornehmlich am wirtschaftlichen 
Erfolg des Unternehmens orientieren. Sie sollen sich insbesondere an den Ressort-
zuständigkeiten des jeweiligen Vorstandsmitglieds ausrichten. Hierbei ist eine Kom-
bination aus finanziellen Kennzahlen, Milestones (projekt- oder unternehmensbezo-
gen) und sogenannten „soft facts“ zulässig. Jedoch ist auch eine Beschränkung auf 
einzelne Kategorien von Zielen zulässig.  

Eine anteilige Zielerreichung kann vorgesehen werden. Der Zeitraum für die Zieler-
reichung soll zwischen einem und drei Geschäftsjahren betragen.  

 

E. Festlegung der Maximalvergütung 

Nach § 87a Abs. 1 S. 2 Nr. 1 AktG ist es erforderlich, in dem Vorstandsvergütungssystem 
die Maximalvergütung der Vorstandsmitglieder festzulegen. Die Maximalvergütung ori-
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entiert sich an den jeweils maximal möglichen erfolgsunabhängigen Vergütungskompo-
nenten und den erfolgsabhängigen Vergütungskomponenten.  

Die künftige Vergütungsstruktur soll für jedes Vorstandsmitglied eine Maximal-
vergütung in Höhe von EUR 360.000 p.a. inklusive etwaiger Bonuszahlungen 
vorsehen.  

F. Laufzeit der Dienstverträge und Kündigungsfristen 

Sollten Dienstverträge abgeschlossen werden, ist es beabsichtigt, dass diese jeweils mit 
dem Ausscheiden des Vorstandsmitglieds aus dem Vorstand der Gesellschaft, gleich aus 
welchem Grund, jedenfalls nach Ablauf der Fristen des § 622 Abs. 1 und 2 BGB enden. 
Die Dienstverträge sind an die organschaftliche Bestellung als Vorstandsmitglieder ge-
koppelt und enden, ohne dass es einer besonderen hierauf gerichteten Erklärung eines 
der Vertragspartner bedarf, wenn auch die organschaftliche Bestellung als Vorstandsmit-
glieder endet jedenfalls nach Ablauf der Fristen des § 622 Abs. 1 und 2 BGB. 

 
II. Weitere Angaben und Hinweise 
 
1. Gesamtzahl der Aktien und Stimmrechte 
 
Die Gesamtzahl der ausgegebenen Aktien der Gesellschaft, die sämtlich mit jeweils einem 
Stimmrecht versehen sind, beträgt im Zeitpunkt der Einberufung der Hauptversammlung Stück 
6.666.667 (Angabe nach § 49 Abs. 1 Satz 1 Nr. 1 Wertpapierhandelsgesetz). Aus von der 
Gesellschaft gehaltenen eigenen Aktien können keine Stimmrechte ausgeübt werden. Derzeit 
hält die Gesellschaft keine eigene Aktien. Diese Angaben beziehen sich auf den Zeitpunkt der 
Veröffentlichung dieser Einberufung im Bundesanzeiger. 
 
2. Voraussetzungen für die Teilnahme an der Hauptversammlung und die Ausübung 

des Stimmrechts 
 
Zur Teilnahme an der Hauptversammlung und zur Ausübung des Stimmrechts sind nur dieje-
nigen Aktionäre berechtigt, die sich unter Vorlage eines Nachweises ihres Anteilsbesitzes bei 
der Gesellschaft in deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) rechtzeitig 
angemeldet haben.  
 
Zum Nachweis der Berechtigung zur Teilnahme und zur Ausübung des Stimmrechts ist ein 
Nachweis des Anteilsbesitzes in deutscher oder englischer Sprache in Textform (§ 126b BGB) 
durch den Letztintermediär gemäß § 67c Abs. 3 AktG ausreichend. Der Nachweis des Anteils-
besitzes hat sich auf den Geschäftsschluss des 22. Tages vor der Hauptversammlung zu be-
ziehen (sogenannter Nachweisstichtag), also auf den  
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2. August 2026, 24:00 Uhr. 
 
Die Anmeldung und der Nachweis des Anteilsbesitzes müssen der Gesellschaft unter der Ad-
resse  
 

Rostra AG 
c/o AAA HV Management GmbH 

Am Stadion 18-24 
51465 Bergisch Gladbach 

E-Mail: Rostra2026@aaa-hv.de 
 
bis spätestens am  
 

17. August 2026, 24:00 Uhr 
 
zugehen.  
 
Gemäß § 123 Abs. 4 Satz 5 AktG gilt im Verhältnis zur Gesellschaft für die Ausübung des 
Teilnahme- und Stimmrechts als Aktionär nur, wer den Nachweis des Anteilsbesitzes recht-
zeitig erbracht hat. Der Umfang des Teilnahme- und Stimmrechts ergibt sich dabei ausschließ-
lich aus dem Anteilsbesitz zum Nachweisstichtag. Mit dem Nachweisstichtag geht keine 
Sperre für die Veräußerbarkeit des Anteilsbesitzes einher. 
 
3. Verfahren für die Stimmabgabe durch Bevollmächtigte 
 
Die Aktionäre, die nicht an der Hauptversammlung teilnehmen, können ihr Stimmrecht unter 
entsprechender Vollmachtserteilung durch einen Bevollmächtigten, auch durch z.B. einen In-
termediär, einen Stimmrechtsberater oder eine Vereinigung von Aktionären, ausüben lassen. 
Auch in diesem Fall sind rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes erforder-
lich. 
 
Vollmachten, die nicht nach Maßgabe des § 135 AktG an einen Intermediär, eine Aktionärs-
vereinigung, einen Stimmrechtsberater oder eine andere nach Maßgabe des § 135 Abs. 8 
AktG gleichgestellte Person erteilt werden, bedürfen der Textform (§ 126b BGB). 
 
Ein Formular zur Vollmachtserteilung, welches verwendet werden kann, aber nicht muss, wird 
den Aktionären mit der Eintrittskarte übersendet und steht den Aktionären unter der Internet-
adresse 
 

https://rostra.ag/de/general-meetings-de 
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zum Download zur Verfügung. 
 
Werden Intermediäre bzw. diesen gemäß § 135 Abs. 8 AktG insoweit gleichgestellte Personen 
oder Vereinigungen (insbesondere Aktionärsvereinigungen und Stimmrechtsberater) bevoll-
mächtigt, haben diese die Vollmacht nachprüfbar festzuhalten (§ 135 Abs. 1 Satz 2 AktG). 
Wir empfehlen unseren Aktionären, sich bezüglich der Form der Vollmachten mit den 
vorgenannten Personen oder Vereinigungen abzustimmen. 
 
Die Erteilung der Vollmacht oder ihr Widerruf gegenüber der Gesellschaft und der Nachweis 
einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ihres Widerrufs gegenüber 
der Gesellschaft bedürfen der Textform (§ 126b BGB) und können der Gesellschaft bis zum 
23. August 2026, 24:00 Uhr (Eingang maßgeblich) an folgende Adresse übermittelt werden: 
 

Rostra AG 
c/o AAA HV Management GmbH 

Am Stadion 18-24 
51465 Bergisch Gladbach 

E-Mail: Rostra2026@aaa-hv.de 
 

Am Tag der Hauptversammlung können die Erteilung der Vollmacht, ggf. ihr Widerruf und der 
Nachweis einer gegenüber einem Bevollmächtigten erteilten Vollmacht oder ggf. ihres Wider-
rufs gegenüber der Gesellschaft an der Ein- und Ausgangskontrolle zur Hauptversammlung 
erfolgen. 
 
Bevollmächtigt der Aktionär mehr als eine Person, kann die Gesellschaft gemäß § 134 
Abs. 3 Satz 2 AktG eine oder mehrere von diesen zurückweisen. 
 
4. Verfahren für die Stimmabgabe durch Stimmrechtsvertreter der Gesellschaft 
 
Als zusätzlichen Service bieten wir unseren Aktionären an, sich durch von der Gesellschaft 
benannte weisungsgebundene Stimmrechtsvertreter in der Hauptversammlung vertreten zu 
lassen. Auch in diesem Fall sind rechtzeitige Anmeldung und Nachweis des Anteilsbesitzes 
erforderlich. 
 
Diese Stimmrechtsvertreter üben das Stimmrecht im Fall ihrer Bevollmächtigung ausschließ-
lich weisungsgebunden aus und sind ohne konkrete Weisung des Aktionärs nicht zur Stimm-
rechtsausübung befugt. Ebenso wenig nehmen die von der Gesellschaft benannten Stimm-
rechtsvertreter Aufträge zum Einlegen von Widersprüchen gegen Hauptversammlungsbe-
schlüsse oder zum Stellen von Fragen oder Anträgen entgegen. 
 
Ein Formular zur Vollmachts- und Weisungserteilung an den Stimmrechtsvertreter wird den 
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Aktionären mit der Eintrittskarte übersendet und steht den Aktionären unter der Internet-
adresse 

https://rostra.ag/de/general-meetings-de 
 
zum Download zur Verfügung. 
 
Die Vollmachten und Weisungen für die von der Gesellschaft benannten Stimmrechtsvertreter, 
die im Vorfeld der Hauptversammlung erteilt, geändert oder widerrufen werden, sind aus or-
ganisatorischen Gründen spätestens bis zum 23. August 2026, 24:00 Uhr (Eingang), in Text-
form (§ 126b BGB) an folgende Adresse zu übermitteln: 
 

Rostra AG 
c/o AAA HV Management GmbH 

Am Stadion 18-24 
51465 Bergisch Gladbach 

E-Mail: Rostra2026@aaa-hv.de 
 
Am Tag der Hauptversammlung können die Aktionäre noch bis zu dem Beginn der Abstim-
mung an der Ein- und Ausgangskontrolle Vollmachten und Weisungen an die von der Gesell-
schaft benannten Stimmrechtsvertreter erteilen, ändern oder widerrufen. 
 
5. Ergänzungsverlangen zur Tagesordnung nach § 122 Abs. 2 AktG 
 
Aktionäre, deren Anteile zusammen den zwanzigsten Teil des Grundkapitals oder den anteili-
gen Betrag von EUR 500.000,00 erreichen, können verlangen, dass Gegenstände auf die Ta-
gesordnung gesetzt und bekanntgemacht werden. Jedem neuen Gegenstand muss eine Be-
gründung oder eine Beschlussvorlage beiliegen. 
 
Das Verlangen ist schriftlich oder in der elektronischen Form des § 126a BGB (d.h. mit quali-
fizierter elektronischer Signatur) an den Vorstand der Gesellschaft zu richten und muss der 
Gesellschaft bis zum Ablauf des 24. Juli 2026, 24:00 Uhr, zugegangen sein. 
 
Bitte richten Sie ein entsprechendes Verlangen an die folgende Adresse: 
 

Rostra AG 
Vorstand 

Fritz-Vomfelde-Str. 34 
40547 Düsseldorf 

E-Mail (mit qualifizierter elektronischer Signatur): info@rostra.ag 
 
Die Antragsteller haben nachzuweisen, dass sie seit mindestens 90 Tagen vor dem Tag des 
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Zugangs des Verlangens Inhaber der Aktien sind und dass sie die Aktien bis zur Entscheidung 
des Vorstands über den Antrag halten. 
 
6. Gegenanträge und Wahlvorschläge von Aktionären  
 
Gegenanträge im Sinne des § 126 AktG nebst Begründung und Wahlvorschläge im Sinne des 
§ 127 AktG werden einschließlich des Namens des Aktionärs und einer etwaigen Stellung-
nahme der Verwaltung unter der Internetadresse 
 

https://rostra.ag/de/general-meetings-de 
 
zugänglich gemacht, wenn sie der Gesellschaft bis zum Ablauf des 9. August 
2026, 24:00 Uhr, unter der Adresse 
 

Rostra AG 
Fritz-Vomfelde-Str. 34 

40547 Düsseldorf 
E-Mail: info@rostra.ag 

 
zugehen und die übrigen Voraussetzungen nach § 126 bzw. § 127 AktG erfüllt sind. Eventuelle 
Stellungnahmen der Verwaltung werden ebenfalls unter der genannten Internetadresse veröf-
fentlicht. Anderweitig adressierte Gegenanträge von Aktionären bleiben unberücksichtigt. 
 
7. Auskunftsrecht der Aktionäre gemäß § 131 Abs. 1 AktG 
 
In der Hauptversammlung kann jeder Aktionär gemäß § 131 Abs. 1 AktG vom Vorstand Aus-
kunft über Angelegenheiten der Gesellschaft verlangen, soweit die Auskunft zur sachgemäßen 
Beurteilung der Gegenstände der Tagesordnung erforderlich ist. Die Auskunftspflicht erstreckt 
sich auch auf die rechtlichen und geschäftlichen Beziehungen der Gesellschaft zu verbunde-
nen Unternehmen und auf die Lage des Konzerns und der in den Konzernabschluss einbezo-
genen Unternehmen. 
 
8. Weitergehende Erläuterungen auf der Internetseite der Gesellschaft 
 
Weitergehende Erläuterungen gemäß § 121 Abs. 3 Satz 3 Nr. 3 AktG zu den Rechten der Ak-
tionäre gemäß §§ 122 Abs. 2, 126 Abs. 1, 127 und 131 Abs. 1 AktG sind im Internet unter 
https://rostra.ag/de/general-meetings-de abrufbar. 
 
9. Internetseite, über die die Informationen gemäß § 124a AktG zugänglich sind 
 
Den Aktionären werden die Informationen gemäß § 124a AktG im Internet auf der Homepage 
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der Gesellschaft unter https://rostra.ag/de/general-meetings-de zugänglich gemacht. 
 
10. Informationen zum Datenschutz 
 
Die Gesellschaft verarbeitet im Rahmen der Durchführung der Hauptversammlung folgende 
Kategorien personenbezogener Daten von Aktionären, Aktionärsvertretern und Gästen: Kon-
taktdaten (z.B. Name oder die E-Mail-Adresse), Informationen über die von jedem einzelnen 
Aktionär gehaltenen Aktien (z.B. Anzahl der Aktien) und Verwaltungsdaten (z.B. die Eintritts-
kartennummer). Die Verarbeitung von personenbezogenen Daten im Rahmen der Hauptver-
sammlung basiert auf Art. 6 Abs. 1 lit. c Datenschutzgrundverordnung (DSGVO). Danach ist 
eine Verarbeitung personenbezogener Daten rechtmäßig, wenn die Verarbeitung zur Erfüllung 
einer rechtlichen Verpflichtung erforderlich ist. Die Gesellschaft ist rechtlich verpflichtet, die 
Hauptversammlung der Aktionäre durchzuführen. Um dieser Pflicht nachzugehen, ist die Ver-
arbeitung der oben genannten Kategorien personenbezogener Daten unerlässlich. Ohne An-
gabe ihrer personenbezogenen Daten können sich die Aktionäre der Gesellschaft nicht zur 
Hauptversammlung anmelden. 
 
Für die Datenverarbeitung ist die Gesellschaft verantwortlich. Die Kontaktdaten des Verant-
wortlichen lauten: 

Rostra AG 
Vorstand 

Fritz-Vomfelde-Str. 34 
40547 Düsseldorf 

E-Mail: info@rostra.ag 
 
Personenbezogene Daten, die die Aktionäre der Gesellschaft betreffen, werden grundsätzlich 
nicht an Dritte weitergegeben. Ausnahmsweise erhalten auch Dritte Zugang zu diesen Daten, 
sofern diese von der Gesellschaft zur Erbringung von Dienstleistungen im Rahmen der Durch-
führung der Hauptversammlung beauftragt wurden. Hierbei handelt es sich um typische Haupt-
versammlungsdienstleister, wie etwa HV-Agenturen, Rechtsanwälte oder Wirtschaftsprüfer. 
Die Dienstleister erhalten personenbezogene Daten nur in dem Umfang, der für die Erbringung 
der Dienstleistung notwendig ist. 
 
Im Rahmen des gesetzlich vorgeschriebenen Einsichtsrechts in das Teilnehmerverzeichnis 
der Hauptversammlung können andere Teilnehmer und Aktionäre Einblick in die in dem Teil-
nehmerverzeichnis über sie erfassten Daten erlangen. Auch im Rahmen von bekanntma-
chungspflichtigen Tagesordnungsergänzungsverlangen, Gegenanträgen bzw. -wahlvorschlä-
gen werden, wenn diese Anträge von Aktionären und Aktionärsvertretern gestellt werden, ihre 
personenbezogenen Daten veröffentlicht. 
 
Die oben genannten Daten werden je nach Einzelfall bis zu drei Jahre (aber nicht weniger als 
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zwei Jahre) nach Beendigung der Hauptversammlung aufbewahrt und dann gelöscht, es sei 
denn, die weitere Verarbeitung der Daten ist im Einzelfall noch zur Bearbeitung von Anträgen, 
Entscheidungen oder rechtlichen Verfahren in Bezug auf die Hauptversammlung erforderlich. 
 
Für Aktionäre und Aktionärsvertreter gelten die aus Art. 15-21 DSGVO aufgeführten Rechte 
(Recht auf Auskunft über die betreffenden personenbezogenen Daten sowie die Rechte auf 
Berichtigung oder Löschung oder auf Einschränkung der Verarbeitung oder eines Wider-
spruchsrechts gegen die Verarbeitung sowie des Rechts auf Datenübertragbarkeit). Im Zu-
sammenhang mit der Löschung von personenbezogenen Daten verweisen wir auf die gesetz-
lichen Aufbewahrungsfristen und den Art. 17 Abs. 3 der DSGVO. 
 
Zur Ausübung der Rechte genügt eine entsprechende E-Mail an info@rostra.ag. 
 
Darüber hinaus haben die Aktionäre und Aktionärsvertreter auch das Recht zur Beschwerde 
bei einer Datenschutzaufsichtsbehörde. 
 
Düsseldorf, im Juli 2026 
 
Rostra AG 
Der Vorstand 

 


